
 
A n t r a g : 

 
1. Die Ratsversammlung hat die von den 

Trägern öffentlicher Belange gemäß 
§ 171 b Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
abgegebenen Stellungnahmen geprüft und 
stimmt den Einzelanträgen gemäß der bei-
liegenden Übersicht zu. (Anlage 1) 

 
2. Gemäß § 171 b Abs. 1 Satz 1 BauGB in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316), 
wird durch die Ratsversammlung die Fest-
legung des Stadtumbaugebietes „Stadtteil 
West“ in den Grenzen des Lageplans be-
schlossen. 

Der Plan mit den Grenzen des Stadtum-
baugebietes ist Bestandteil dieses Be-
schlusses. (Anlage 3) 
 

3. Grundlage für die Durchführung von 
Stadtumbaumaßnahmen ist das städtebau-
liche Entwicklungskonzept (Stand: 
11.01.2008), in dem die Ziele und Maß-
nahmen (§ 171 a Abs. 3 BauGB) für das 
Stadtumbaugebiet schriftlich dargestellt 
sind. (Anlage 4) 

 
4. Im Stadtumbaugebiet sollen u.a. die För-

dermittel des Bund-Länder-Programms 
zur Förderung des Stadtumbaus (Stadt-
umbau West) zur Vorbereitung und 
Durchführung von Maßnahmen der Auf-
wertung und des Rückbaus eingesetzt 
werden. 

 
5. Der Beschluss über die Festlegung des 

Stadtumbaugebietes „Stadtteil West“ ist 
ortsüblich bekannt zu machen. 

 
 

 


